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Kurzfassung 

1. Bestimmungen zum Schutz von Natur und 

Umwelt werden häufig nicht rechtskonform vollzogen. 

Die Umwelt selbst kann gegen diese Vollzugsdefizite 

keine Klage erheben und auch Individuen können 

solche Gemeinwohlaspekte nur dann vor Gericht gel-

tend machen, wenn sie in ihren eigenen Rechten ver-

letzt sind. Um die Klagemöglichkeiten und damit den 

Vollzug des Umweltrechts zu verbessern, wurde die 

Verbandsklage eingeführt, das heißt die Befugnis von 

Umweltverbänden, gegen Umweltrechtsverletzungen 

gerichtlich vorzugehen. 

Die Verbandsklage ist in den Bundesländern seit den 

1980er-Jahren schrittweise und zunächst begrenzt auf 

den Naturschutz eingeführt worden. Die Aarhus-

Konvention von 1998 und das dazu ergangene europä-

ische Regelwerk verpflichteten die Bundesrepublik als 

Vertragsstaat dazu, die umweltrechtliche Verbands-

klage erheblich auszuweiten. Zur Umsetzung der 

europa- und völkerrechtlichen Vorgaben zur altruis-

tischen Verbandsklage im Umweltrecht wurde 2006 

das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) erlassen. 

Allerdings scheitert der deutsche Gesetzgeber seit vie-

len Jahren daran, diese Klagemöglichkeit für Umwelt-

verbände so auszugestalten, dass sie den europäischen 

und völkerrechtlichen Vorgaben umfassend entspricht, 

wie die zahlreichen Verurteilungen Deutschlands durch 

den Europäischen Gerichtshof sowie die Entscheidun-

gen des Compliance Committees bzw. der Vertrags-

staatenkonferenz der Aarhus-Konvention belegen. 

2. Um diesem Zustand abzuhelfen, hat das Kabi-

nett am 22. Juni 2016 einen Entwurf zur Anpassung des 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG-E) vorge-

legt, der dazu dienen soll, die Aarhus-Konvention voll-

ständig in deutsches Recht umzusetzen und ein umfas-

sendes Klagerecht von Umweltverbänden zu schaffen. 

Auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen 

(SRU) fordert seit 1974 immer wieder die Einführung 

einer altruistischen Verbandsklage im Umweltrecht 

(SRU 1974, Tz. 650; 1978, Tz. 1512; 1994, Tz. 464; 

1996, Tz. 705; 2002, Tz. 181; 2004, Tz. 201; 2005; 

2007, Tz. 35; 2008, Tz. 475). Der SRU begrüßt den 

Entwurf des Gesetzes. Hinter das Verbandsklagerecht, 

wie es in diesem ausgestaltet ist, sollte in keinem Fall 

zurückgegangen werden. An einigen Punkten sollten 

Einschränkungen des Klagerechts entfallen, um den 

völker- und europarechtlichen Verpflichtungen gerecht 

zu werden. 

Empfehlungen  

3. Der SRU spricht daher nachfolgende Empfeh-

lungen zum Entwurf des Umwelt-Rechtsbehelfs-

gesetzes aus: 

– Die Klagebefugnis sollte ausnahmslos auf alle um-

weltrelevanten Pläne und Programme ausgedehnt 

werden. Außerdem sollten die im Gesetzentwurf 

vorgesehenen Ausnahmen für Raumordnungs-

pläne, die Flächen für Windenergienutzung oder 

für den Abbau von Rohstoffen ausweisen, die Ver-

kehrswegeplanung auf Bundesebene, die Bundes-

fachplanung nach dem Netzausbaubeschleuni-

gungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) und den 

Bundesfachplan Offshore gestrichen werden. 

– § 2 Abs. 4 UmwRG, dass „der Verstoß Belange 

berührt, die zu den Zielen gehören, die die Verei-

nigung nach ihrer Satzung fördert“, sollte gestri-

chen werden. 

– Der neu eingefügte § 5 UmwRG-E mit der Bestim-

mung, dass Einwendungen ausgeschlossen werden 

können, wenn das erstmalige Vorbringen im Ver-

fahren „missbräuchlich oder unredlich“ ist, sollte 

gestrichen werden. 

– Auf die neu geschaffenen Fehlerheilungsmöglich-

keiten des § 7 Abs. 5 UmwRG-E sollte verzichtet 

werden. 

– Die neue Rechtslage sollte auch auf anhängige 

Verfahren Anwendung finden. Auf die Überlei-

tungsvorschriften in § 8 UmwRG-E zu verzichten, 

die bestimmen, dass erst Entscheidungen, die nach 

dem 31. Dezember 2016 ergehen, der neuen 

Rechtslage unterfallen, sollte daher verzichtet wer-

den. 

1 Einleitung 

4. Die Bedeutung eines Klagerechts ist im Um-

weltrecht besonders groß, weil Natur und Umwelt ohne 

dieses oftmals keine Stimme haben. Der Sachverstän-

digenrat für Umweltfragen (SRU) fordert daher seit 

1974 immer wieder die Einführung einer altruistischen 

Verbandsklage im Umweltrecht (SRU 1974, Tz. 650; 

1978, Tz. 1512; 1994, Tz. 464; 1996, Tz. 705; 2002, 

Tz. 181; 2004, Tz. 201; 2005; 2007, Tz. 35; 2008, 

Tz. 475). Ausführlich hat er sich zuletzt in der Stellung-

nahme von 2005 „Rechtsschutz für die Umwelt – die 

altruistische Verbandsklage ist unverzichtbar“ mit der 

empirischen Forschung, der dogmatischen Begründung 

sowie den rechtlichen Anforderungen an ein Verbands-

klagerecht beschäftigt (SRU 2005). 

Klagerechte bei der Verletzung von Umweltschutz-

bestimmungen haben sich in Deutschland nach und 

nach entwickelt. In den 1980er-Jahren führten die meis-

ten Bundesländer Verbandsklagen in Naturschutz-

angelegenheiten ein. Im Jahr 2002 wurde die bundes-

rechtliche Verbandsklage im Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) verankert. Auf internationaler Ebene 

wurde 1998 das „Übereinkommen über den Zugang zu 

Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent-

scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten“, die Aarhus-Konvention, 

verabschiedet. Auch die Bundesrepublik hat sich durch 

die Ratifizierung der Aarhus-Konvention am 

15. Januar 2007 zur Einhaltung der Vorgaben ver-

pflichtet. Die Konvention garantiert unter anderem den 

Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten in drei 

Fällen. Ein Klagerecht besteht erstens nach Art. 9 

Abs. 1 der Aarhus-Konvention bei Verletzungen des 
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Umweltinformationszugangsrechts. Zweitens gibt es 

ein solches bei Rechtsverletzungen, die im Rahmen von 

Entscheidungen mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach 

Art. 6 vorkommen (Art. 9 Abs. 2). Drittens besteht ein 

Klagerecht nach Art. 9 Abs. 3 gegen von Behörden und 

Privatpersonen vorgenommene Handlungen oder 

Unterlassungen, die gegen umweltbezogene Bestim-

mungen verstoßen. Die Klagerechte nach Art. 9 Abs. 2 

Aarhus-Konvention wurden auf europäischer Ebene 

unter anderem durch die Öffentlichkeitsbeteiligungs-

Richtlinie 2003/35/EG umgesetzt. 2006 wurde das 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) erlassen, um 

den Anforderungen dieser und weiterer europäischer 

Richtlinien und der Aarhus-Konvention von 1998 ge-

recht zu werden (s. zur Entwicklung der Verbandsklage 

in Deutschland SCHMIDT et al. 2014, S. 1–18).  

5. Allerdings scheitert der Gesetzgeber seit vie-

len Jahren daran, diese Klagemöglichkeit für Umwelt-

verbände so auszugestalten, dass sie den europäischen 

und völkerrechtlichen Vorgaben entspricht, wie die 

zahlreichen Verurteilungen Deutschlands durch den 

Europäischen Gerichtshof (EuGH) sowie die Entschei-

dungen des Compliance Committees bzw. der Ver-

tragsstaatenkonferenz der Aarhus-Konvention belegen. 

Um diesem Zustand abzuhelfen, hat das Kabinett am 

22. Juni 2016 dem Entwurf eines Gesetzes zur Anpas-

sung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer 

Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben 

zugestimmt (Bundesratsdrucksache 422/16 vom 

12. August 2016, nachfolgend: UmwRG-E, s. dazu 

MICHL 2016). Dieser soll ausweislich seiner Begrün-

dung dazu dienen, Art. 9 Abs. 2 und Abs. 3 Aarhus-

Konvention vollständig in deutsches Recht umzu-

setzen. Weiterhin sollen verschiedene Entscheidungen 

des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesverwal-

tungsgerichts sowie die Entscheidung V/9h der 5. Ver-

tragsstaatenkonferenz der Aarhus-Konvention zur Ver-

bandsklage in der Gesetzesreform Berücksichtigung 

finden. 

Nachfolgend soll zunächst kurz Sinn und Nutzen von 

Umweltverbandsklagen erörtert werden (Kap. 2). Im 

Anschluss werden die empirischen Untersuchungen 

zum Thema der Verbandsklage im Umweltbereich dar-

gestellt (Kap. 3). Dann werden die zentralen zu Klage-

rechten durch Verbände im Umweltbereich ergangenen 

Entscheidungen dargestellt (Kap. 4). Schließlich soll 

der Gesetzentwurf an diesen Erkenntnissen gespiegelt 

und bewertet werden (Kap. 5). Abschließend gibt der 

SRU Empfehlungen für die Ausgestaltung des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes und schließt die Stellungnahme 

mit einem Plädoyer für eine Interessentenklage im Um-

weltbereich. 

2 Sinn und Nutzen von Verbandsklagen 

6. Über den Sinn und Nutzen sowie die konkrete 

Ausgestaltung von Verbandsklagen wird seit vielen 

Jahren in der Rechtswissenschaft diskutiert (u. a. 

WOLF 1994; WEGENER 1998; WINTER 1999; 

CALLIESS 2001, S. 487 ff, 522 ff.; SCHLACKE 

2003; 2008; 2014; BUNGE 2004; DROSS 2004; de 

SADELEER et al. 2005, S. 174–178; SRU 2005; 

APPEL 2005, S. 184; EHLERS und SCHOCH 2009; 

ZIEKOW 2010; SCHLACKE et al. 2010; 

ZSCHIESCHE und SCHMIDT 2011; 2013; 

RADESPIEL 2011; FELLENBERG und SCHILLER 

2011; FELLENBERG 2011; BERKEMANN 2011; 

2014; MÜLLER 2011; SIEGEL 2012; BREUER 2012; 

SCHINK 2012; PORSCH 2013; KLINGER 2013a; 

2013b, 2014; KMENT 2013; FÜHR et al. 2014; 

ZSCHIESCHE 2014; FRENZ 2014; FRANZIUS 2014; 

SCHRÖER und KULLICK 2014; BUNGE 2014; 2015; 

GÄRDITZ 2014; FRANZIUS 2016; STRACKE 2016). 

International ist die umweltrechtliche Verbandsklage 

weit verbreitet. Diese Klagerechte in Umweltangele-

genheiten bestehen in den UNECE-Staaten, zum Bei-

spiel in Dänemark, Belgien, Frankreich, Italien, den 

Niederlanden, Portugal, der Schweiz, Finnland, 

Spanien, Großbritannien und Irland, den osteuropäi-

schen Staaten (UNECE o. J.) sowie in den USA 

(PERCIVAL und HUIYU 2014; BENZONI 2008; 

CRAIG 2009). Diese sind in den einzelnen Ländern 

sehr unterschiedlich ausgestaltet und blieben über die 

Jahre auch nicht unverändert. Aus vielen Ländern gibt 

es positive Erfahrungen mit Umweltverbandsklagen, 

die auch schon aus der Zeit vor der Einführung der eu-

ropäischen Rechtsetzung in diesem Bereich resultieren. 

7. Die Verbandsklage passt nicht ohne weiteres 

in die traditionelle Systematik des deutschen Verwal-

tungsprozessrechts. Dieses sieht eine Klage auf Auf-

hebung oder Erlass eines Verwaltungsakts nur vor, 

wenn die Verletzung eines subjektiven öffentlichen 

Rechts, das heißt einer Schutznorm zugunsten indivi-

dueller Rechte, geltend gemacht werden kann. Steht 

keine Verletzung individueller Rechte infrage, wird die 

im deutschen Verwaltungsprozessrecht nach § 42 

Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) erforder-

liche Klagebefugnis verneint. Normen des Umwelt-

schutzes sind daher nur dann gerichtlich durchsetzbar, 

wenn ihre Verletzung zu einer bereits vom Gesetzgeber 

antizipierten Beeinträchtigung von Individualrechts-

gütern, insbesondere von Gesundheit und Eigentum, 

führen kann. Damit wird für die Einklagbarkeit von Ge-

meinwohlgütern wie Umwelt und Natur eine hohe 

Hürde errichtet, obwohl die Abgrenzung nicht immer 

eindeutig oder praktikabel ist. WINTER (1999) hat als 

Kernproblem, das die Schutznormtheorie mit sich 

bringt, beschrieben, dass es schwierig ist, zwischen in-

dividueller und allgemeiner Schutzrichtung von Geset-

zen zu unterscheiden. Die Konstruktion verschiedener 

Schutzrichtungen führt zu zahlreichen Folgeprob-

lemen. So werden Normen in verschiedenen Anwen-

dungsbereichen von den urteilenden Gerichten mal als 

individualschützend, mal als nicht individualschützend 

bewertet. Statt auf die abstrakte Schutznorm wird unter 

Umständen auf die faktische Beeinträchtigung abge-

stellt. Es werden zudem verschiedene Konstruktionen 

gewählt, um die Abgrenzung handhabbar zu machen. 

WINTER (ebd.) weist darauf hin, dass das Kriterium, 

dass der betroffene Personenkreis abgrenzbar sein 

muss, wenn es sich um eine individualschützende 
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Norm handelt, die Konsequenz haben kann, dass der 

Schutz des Einzelnen umso geringer wird, je stärker 

eine Anlage die Umgebung belastet (ebd., m. w. N.). 

Vorte i le  von Verbandsklagen  

8. Als wesentliche Argumente für den Sinn und 

die Vorteile von Verbandsklagen gelten: 

– nicht klagebewehrte Umweltinteressen gegenüber 

klagebewehrten Individual- und Wirtschaftsinte-

ressen zu stärken; 

– die Durchsetzung von europäischem und nationa-

lem Umweltrecht zu verbessern und so Vollzugs-

defizite zu vermeiden; 

– Planungsverfahren durch Einbeziehung von exter-

nem Sachverstand aus Umweltverbänden zu unter-

stützen; 

– demokratische Rechte zu stärken;  

– öffentliches Bewusstsein für die Umwelt zu stär-

ken und 

– die Öffentlichkeitsbeteiligung durch Klagebeweh-

rung zu verbessern. 

9. Dagegen werden in der rechtlichen Diskussion 

immer wieder die gleichen Einwände gegen die Ver-

bandsklage vorgebracht.  

Verbandsklage als  sys te mfremdes 

Rechtschutzver fahren  

10. Erstens wird argumentiert, die Verbandsklage 

sei dem deutschen Recht, das auf Individualrechts-

schutz ausgelegt ist, systemfremd (SCHINK 2012). 

Dieser Einwand ist, wie dargelegt, nicht von der Hand 

zu weisen, er rechtfertigt aber nicht, die erforderliche 

Anpassung an das Völker- und Europarecht zu unter-

lassen. Der EuGH hat in der Trianel-Entscheidung 

(s. Tz. 15) die schutznormakzessorische Verbands-

klage wegen Verstoßes gegen die UVP-Richt-

linie 2011/92/EU für europarechtswidrig erklärt. Eine 

Anpassung war somit unumgänglich. Lässt sich aber im 

bestehenden Rechtschutzsystem keine system-

konforme Anpassungsmöglichkeit finden, könnte dies 

ein Hinweis darauf sein, dass das Rechtschutzsystem an 

diesem Punkt den heutigen, aus dem Völker- und Eu-

roparecht fließenden Anforderungen nicht mehr ge-

recht wird (CALLIESS 2001, S. 524–533). 

Legi t imation der  Umwel tverbände  

11. Zweitens wird vorgebracht, Umweltverbände 

seien nicht demokratisch legitimiert und dürften des-

halb nicht in Gemeinwohlangelegenheiten klagen (z. B. 

BREUER 1998, S. 210). Dieses Argument verkennt 

aber, dass es bei der Frage, ob Verbände klagebefugt 

sein sollten, im Kern nicht auf ihre demokratische Le-

gitimierung ankommt. Denn es geht „lediglich“ um die 

Durchsetzung von demokratisch beschlossenen Geset-

zen, sodass die Umweltverbände insoweit – ganz im 

Sinne des Demokratieprinzips – vom Parlament erlas-

sene Gesetze zu ihrer vom Gesetzgeber intendierten 

Wirkung verhelfen (CALLIESS 2003, S. 100). Außer-

dem bietet die Ausgestaltung des UmwRG bisher und 

auch nach dem neuen Entwurf Gewähr dafür, dass Um-

weltverbände, um Verbandsklagen erheben zu können, 

eine gewisse Binnendemokratie gewährleisten müssen. 

Unabhängig von ihrer Rechtsform muss die Umwelt-

vereinigung nach § 3 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 UmwRG sicher-

stellen, dass sie „jeder Person den Eintritt als Mitglied 

ermöglicht, die die Ziele der Vereinigung unterstützt“. 

Mitglieder müssen dann mit dem Eintritt volles Stimm-

recht in der Mitgliederversammlung der Vereinigung 

erhalten. Weiterhin wird oft übersehen, dass Verbände 

lediglich ein Initiativrecht haben, letztlich aber ein 

staatliches Gericht entscheidet (GÄRDITZ 2014, S. 8). 

Zudem trägt die Verbandsklage zu einer Korrektur des 

Ungleichgewichts bei, das im deutschen Recht daraus 

resultiert, dass wirtschaftliche Interessen regelmäßig 

als Individualinteressen klagebewehrt sind, Gemein-

wohlinteressen wie der Natur- und Umweltschutz aber 

nicht. Zudem ist der Staat unter Umständen selbst Vor-

habenträger (zum Beispiel bei Infrastrukturvorhaben) 

oder durch die faktische Verhandlungsmacht den wirt-

schaftlichen Interessen unterlegen. Es fehlt vielfach – 

und zwar nicht nur im Bereich des Naturschutzes – an 

potenziellen Individualklägern. Umwelt- und Natur-

schutz haben in der Regel keinen originären Sach-

walter, der aus eigenem Interesse die Einhaltung des 

Rechts geltend machen könnte. Denn in Deutschland 

steht Umweltnutzern gegen jede auch nur mittelbar 

wirkende Umweltschutzmaßnahme grundsätzlich ein 

Abwehrrecht zur Seite. So kann beispielsweise ein Ge-

nehmigungsinhaber Abwehrrechte gegen ihn betref-

fende behördliche Umweltschutzauflagen gerichtlich 

geltend machen. Umweltschützern ist dagegen die Be-

rufung auf Bestimmungen des Umweltrechts vielfach 

verwehrt.  

Darüber hinaus sollen nach der Rechtsprechung grund-

sätzlich nur die der Gefahrenabwehr, nicht aber die der 

Vorsorge dienenden Normen des öffentlichen Umwelt-

rechts Rechte des Einzelnen begründen. Das gilt selbst 

dann, wenn die ungeachtet bestehender Vorsorgegrenz-

werte entstehenden Schäden an Individualrechtsgütern 

manifest sind. Daraus resultiert im gemeinwohlorien-

tierten Umweltrecht ein Ungleichgewicht der Klage-

möglichkeiten privater Umweltnutzer einerseits und 

privater Umweltschützer andererseits (SRU 2005).  

Dadurch ist es möglich, dass objektiv rechtswidrige 

staatliche Entscheidungen, zum Beispiel Genehmigun-

gen und Planfeststellungsverfahren, nicht vor Gericht 

angegriffen werden können, weil niemand befugt ist, 

eine solche Klage zu erheben. Gerade im Umwelt- und 

Naturschutzrecht besteht aber aufgrund mangelnder 

Vollzugskontrolle ein großes Durchsetzungsdefizit. 

Dieses hat sich in den letzten Jahrzehnten nicht geän-

dert (KRÄMER 2014), sondern allenfalls durch Ein-

sparungen in der Umwelt- und vor allem Naturschutz-

verwaltung noch zugespitzt (SRU 2007). Das Voll-

zugsdefizit im Umweltbereich wird durch regelmäßige 

Berichte der Europäischen Kommission und ergän-

zende Untersuchungen belegt (exemplarisch 
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Europäische Kommission 2011; 2014a; 2014b; 2015b; 

2015a; KRÄMER 2014). Dieses Vollzugsdefizit hat 

gerade in letzter Zeit wieder zu neuen europäischen Ini-

tiativen geführt (Europäische Kommission 2016). Da-

her ist die Notwendigkeit einer Rechtmäßigkeits-

prüfung umweltrelevanter Entscheidungen besonders 

groß. 

Überlastung der  Gerichte  

12. Drittens wird behauptet, die Klagen würden zu 

einer Überlastung der Gerichte führen und damit Inves-

titionen in Industrieanlagen und Infrastrukturprojekte 

verzögern oder verhindern (BDI 2016). Diesem Ein-

wand soll im nachfolgenden Kapitel auf der Grundlage 

von empirischen Daten für die Jahre 1998 bis 2012 

nachgegangen werden. 

3 Empirische Untersuchungen zur 

Verbandsklage 

13. Seit Jahren werden in Deutschland empirische 

Untersuchungen zur Anzahl, Erfolgsrate und zu Klage-

gegenständen von Umweltverbandsklagen durch-

geführt (SCHMIDT 2011; FÜHR et al. 2014; 

ZSCHIESCHE und SCHMIDT 2011; 2013; 

ZSCHIESCHE und ROSENBAUM 2005; SCHMIDT 

2008; SCHMIDT et al. 2004). Auf europäischer Ebene 

wurden überdies empirische Daten über die Anzahl und 

das Ergebnis von Verbandsklagen für die Jahre 1996 

bis 2011 für Belgien, Dänemark, Frankreich, Deutsch-

land, Italien, Niederlande, Portugal und Großbritannien 

in der von der Europäischen Kommission beauftragten 

Access-Studie erhoben (de SADELEER et al. 2005). 

Anders als Kritiker vorbringen, mangelt es somit kei-

nesfalls an „harten Fakten zur Anzahl von Verbands-

klagen“ (DIHK 2014, S. 1). 

Aus diesen Untersuchungen lassen sich wichtige 

Schlussfolgerungen ziehen. Zunächst kann festgehalten 

werden, dass die Gerichte durch die Anzahl der Klagen 

nicht überlastet wurden. Von 123.366 erledigten ver-

waltungsgerichtlichen Klagen im Jahr 2011 waren 

lediglich rund 50 umweltrechtliche Verbandsklagen 

(Statistisches Bundesamt 2012, S. 18; SCHMIDT und 

ZSCHIESCHE 2016). 

Die Zahlen für die Jahre 1996 bis 2012 zeigen, dass die 

absolute Zahl der Umweltverbandsklagen im zwei-

stelligen Bereich verharrt und somit relativ niedrig ist. 

Seit der Einführung der bundesrechtlichen Verbands-

klage 2002 schwankt die Zahl der Verbandsklagen auf 

insgesamt konstantem Niveau (Abb. 1). Die Abbildung 

zeigt auch, dass die verschiedenen Erweiterungen der 

Klagebefugnis und des Klagegegenstands nur in gerin-

gem Maß Auswirkungen auf die Anzahl der Verfahren 

hatten. Das liegt wohl in erster Linie daran, dass Um-

weltverbände nur in seltenen Fällen Klage einreichen, 

weil ihre personellen und finanziellen Ressourcen be-

grenzt sind. Dies schränkt auch die Anzahl der mögli-

chen Klagen stark ein. Daraus lässt sich schließen, dass 

die Zahl der Klagen auch durch die Erweiterung der 

Klagebefugnis und der Klagegegenstände nicht über-

mäßig zunehmen dürfte. 

Interessant sind auch die Ergebnisse der Untersuchun-

gen im Hinblick auf die angegriffenen Entscheidungen. 

Planfeststellungsbeschlüsse waren am häufigsten Ge-

genstand von Klagen (Abb. 2). Darunter fallen auch die 

bekannteren Verfahren, die in der Regel große Infra-

strukturprojekte betrafen. Die Abweichungen zwischen 

der absoluten Zahl der Klagen und den Klagegegen-

ständen resultiert daraus, dass sich die Klagen nicht im-

mer eindeutig einem Gegenstand zuordnen ließen 

 

Abbi ldung 1  

Anzahl der Verbandsklagen pro Jahr im Zeitraum 1996 –2012  

 

SRU/Stellungnahme Nr. 20-2016/Abb. 1; Datenquelle: SCHMIDT und ZSCHIESCHE 2016
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Abbi ldung 2  

Gegenstand der Verbandsklagen im Zeitraum 1996 –2012 (n=514)  

           

SRU/Stellungnahme Nr. 20-2016/Abb. 2; Datenquelle: SCHMIDT und ZSCHIESCHE 2016 

 

Abbi ldung 3  

Erfo lg  der Verbandsklagen (n=717)  

 

SRU/Stellungnahme Nr. 20-2016/Abb. 3; Datenquelle: SCHMIDT und ZSCHIESCHE 2016 

 

Abbildung 3 zeigt, dass Verbandsklagen überdurch-

schnittlich erfolgreich im Vergleich zu sonstigen ver-

waltungsgerichtlichen Klagen sind. So wurden bei-

spielsweise im Jahr 2014 von 111.647 erstinstanzlichen 

verwaltungsgerichtlichen Klagen nur 6.351 Klagen 

stattgegeben, was einem Anteil von rund 5,7 % ent-

spricht (Statistisches Bundesamt 2015, S. 21). 

Die über Jahre erfolgten empirischen Erhebungen las-

sen sich daher dahingehend zusammenfassen, dass 

Verbandsklagen zwar nur sehr selten erhoben werden, 

dann aber zu ungefähr einem Drittel gewonnen oder 

teilweise gewonnen werden. Daraus lässt sich schlie-

ßen, dass die Umweltverbände die Erfolgsaussichten 

einer Klage in die Erwägung, ob eine solche erhoben 

wird, maßgebend einbeziehen. 

4 Rechtsprechung zur 

Umweltverbandsklage  

14. Wie bereits vorstehend erwähnt, ist die Über-

formung des deutschen Rechtsschutzsystems völker- 

und europarechtlich veranlasst. Der EuGH hat sich – 

sei es im Rahmen von Vorabentscheidungsverfahren 

oder von Vertragsverletzungsverfahren – immer wieder 

mit der Ausgestaltung der Verbandsklage in Deutsch-

land beschäftigt. Da Deutschland die Aarhus-Konven-

tion ratifiziert hat, ist es zudem völkerrechtlich ver-

pflichtet, das Verbandsklagerecht in Einklang mit der 

Konvention auszugestalten. Die dazu ergangenen Ent-

scheidungen der Vertragsstaatenkonferenz (MOP) der 

Aarhus-Konvention sind entgegen der Auffassung des 
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Bundesverbands der Deutschen Industrie auch völker-

rechtlich bindend (BDI 2016) und vom deutschen 

Gesetzgeber zu beachten. Nachfolgend sollen daher die 

wichtigsten Entscheidungen in knapper Form wieder-

gegeben werden, um den Spielraum des deutschen Ge-

setzgebers bei der Reform des UmwRG zu verdeut-

lichen. Diese europäische und internationale Recht-

sprechung hat ihren Niederschlag auch in zahlreichen 

Entscheidungen deutscher Gerichte gefunden, von de-

nen nachfolgend wenigstens das Grundsatzurteil des 

Bundesverwaltungsgerichts zur Luftreinhalteplanung 

in Darmstadt dargestellt werden soll. Die Übersicht 

über die Rechtsprechung zeigt, wie der deutsche Ge-

setzgeber gezwungen war, die Klagerechte zunehmend 

an die europa- und völkerrechtlichen Vorgaben anzu-

passen. 

EuGH-Urtei l  vom 12.  Mai 2011,  

Rechtssache  C-115/09,  Triane l  

15. Entscheidend für die grundsätzliche Konzep-

tion der Verbandsklage in Deutschland war das Urteil 

des EuGH im Fall Trianel. In dem Verfahren ging es 

um die Genehmigung eines Steinkohlekraftwerks in 

Lünen, das die Firma Trianel errichten wollte. Die Be-

zirksregierung Arnsberg hatte dem Betreiber einen 

Vorbescheid und eine Teilgenehmigung für das Vor-

haben erteilt. Mit dem Vorbescheid wurde festgestellt, 

dass keine rechtlichen Bedenken gegen den Standort 

des Vorhabens bestehen. Dagegen erhob der Umwelt-

verband BUND Klage und machte unter anderem Ver-

stöße gegen Art. 6 der Fauna-Flora-Habitat-Richt-

linie 92/43/EWG geltend. Allerdings beschränkte das 

Umweltrechtsbehelfsgesetz a. F. zu diesem Zeitpunkt 

Klagemöglichkeiten von Verbänden noch auf Umwelt-

vorschriften, die Rechte Einzelner begründen. Der 

BUND wäre daher eigentlich in dieser Frage nicht 

klagebefugt gewesen. 

Das Oberverwaltungsgericht setzte daraufhin das Ver-

fahren aus und legte dem EuGH die Frage vor, ob es 

mit dem Europarecht vereinbar sei, dass das Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz die Klagebefugnis in dieser Form 

einschränkt.  

Der EuGH entschied, dass § 2 Abs. 1 Nr. 1 Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz a. F. zu eng ausgestaltet sei. Die 

damals dort geregelte Beschränkung der Zulässigkeit 

von Verbandsklagen auf die Verletzung von Rechts-

vorschriften, die Rechte Einzelner begründen, sei euro-

parechtlich unzulässig.  

Dies wurde bereits durch die letzte Novelle des 

UmwRG vom 29. Januar 2013 adressiert. Seitdem be-

stehen Klagerechte von Umweltverbänden bei einem 

Verstoß gegen Rechtsvorschriften, die dem Umwelt-

schutz dienen und die für die Entscheidung von Bedeu-

tung sein können. Allerdings war dieses Klagerecht 

weiterhin auf Entscheidungen nach § 1 Abs. 1 S. 1 

UmwRG oder deren Unterlassen beschränkt. Dabei 

handelt es sich vor allem um Vorhaben, bei denen eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und damit eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen ist, sowie 

Entscheidungen nach dem Umweltschadensgesetz. 

EuGH-Urtei l  vom 8.  März 2011 

Rechtssache  C-240/09 gegen die Slo wakei ,  

Slo wakischer  Braunbär  

16. Erneut erheblich ausgeweitet wurden die 

Klagerechte auf europäischer Ebene durch die EuGH-

Entscheidung in der Sache Slowakischer Braunbär. In 

dem Fall ging es um eine slowakische Umweltschutz-

organisation, die über verschiedene Verwaltungs-

verfahren informiert wurde, die die Gewährung von 

Ausnahmen von der Schutzregelung für Arten wie den 

Braunbären, den Zugang zu Naturschutzgebieten sowie 

die Verwendung chemischer Produkte in den Gebieten 

betrafen. Die Organisation beantragte daraufhin beim 

slowakischen Umweltministerium, an dem Verwal-

tungsverfahren beteiligt zu werden. Sie berief sich 

dafür auf die Aarhus-Konvention. Nach Art. 9 Abs. 3 

Aarhus-Konvention haben Mitglieder der Öffentlich-

keit – sofern sie etwaige in ihrem innerstaatlichen 

Recht festgelegte Kriterien erfüllen – Anspruch auf Zu-

gang zu verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen 

Verfahren, um Handlungen anzufechten, die ihrer Mei-

nung nach gegen Umweltbestimmungen ihres inner-

staatlichen Rechts verstoßen. Das letztinstanzlich mit 

diesem Rechtsstreit befasste Gericht rief den EuGH an, 

um diese Rechtsfrage zu klären. 

Der Gerichtshof kam zu dem Ergebnis, dass nationale 

Gerichte ihr innerstaatliches Recht im Hinblick auf die 

Gewährung eines effektiven gerichtlichen Rechts-

schutzes so weit wie möglich im Einklang mit Art. 9 

Abs. 3 des Aarhus-Übereinkommens auszulegen 

haben. Dies gilt insbesondere, wenn eine durch die 

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie geschützte Art betrof-

fen ist (dazu BERKEMANN 2011; RADESPIEL 2011; 

SCHINK 2012; SEIBERT 2013; KLINGER 2013b). 

Das Urteil wurde von deutschen Gerichten aufgegrif-

fen, um Umweltverbänden auch außerhalb der durch 

das UmwRG vorgesehenen Fälle Klagerechte gegen 

umweltrelevante Entscheidungen einzuräumen. 

Urte i l  des Bundesverwal tungsgerichts  vom 

5.  Sep tember  2013,  Luft reinhaltepläne  

17. Für den Ballungsraum des Rhein-Main-Gebie-

tes wurde 2005 ein Luftreinhalteplan aufgestellt. Der 

Teilplan für Darmstadt wurde im Februar 2011 fortge-

schrieben. Er sah eine Reihe von lokalen Maßnahmen 

vor, mit denen die Schadstoffkonzentrationen für Fein-

staub und Stickoxide (NOx) im Stadtgebiet bis zum 

Zieljahr 2015 reduziert werden sollten. Diese Maßnah-

men hielt die Deutsche Umwelthilfe jedoch nicht für 

ausreichend, um die erforderliche Reduktion der Emis-

sionen zu gewährleisten und erhob deshalb Klage. 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) gab der 

Klage statt und verpflichtete den Beklagten, den für 

Darmstadt geltenden Luftreinhalteplan so zu ändern, 

dass dieser die erforderlichen Maßnahmen enthält. 

Diese sollten zur schnellstmöglichen Einhaltung des 

betreffenden Immissionsgrenzwerts für Stickstoff-

dioxid im Stadtgebiet Darmstadt führen.  
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Das Gericht war der Meinung, die Klage sei als altruis-

tische Verbandsklage zulässig. Dies folge aus der Aus-

legung von Art. 9 Abs. 3 der Aarhus-Konvention durch 

das Aarhus Compliance Committee. Danach müsse ein 

Gericht das nationale Verfahrensrecht so auslegen, dass 

es einer nach § 3 UmwRG anerkannten Umweltschutz-

vereinigung ermöglicht werde, eine Entscheidung, die 

möglicherweise im Widerspruch zum Umweltrecht der 

Europäischen Union stehe, vor einem Gericht anzu-

fechten. Es sei unbeachtlich, dass diese Klagebefugnis 

im nationalen Verfahrensrecht (noch) nicht ausdrück-

lich vorgesehen sei. Das BVerwG folgte dem im Ergeb-

nis und leitete die Klagebefugnis aus § 42 Abs. 2 

2. Halbsatz VwGO ab. Der Umweltverband könne gel-

tend machen, in eigenen Rechten verletzt zu sein, weil 

das Unionsrecht eine erweiterte Auslegung der aus dem 

Luftqualitätsrecht folgenden Rechtspositionen gebiete 

(dazu SCHLACKE 2014; BUNGE 2014; FRENZ 

2014; FRANZIUS 2014). 

Beschluss  V/9h der  

5 .  Ver tragsstaatenkonferenz (MOP) der  

Aarhus-Konvent ion zu Deutschland  

18. Der Beschluss V/9h der Aarhus-Vertrags-

staatenkonferenz vom Juli 2014 stellt fest, dass 

Deutschland gegen Art. 9 Abs. 2 der Aarhus-Konven-

tion verstoßen hat, als es die Rügebefugnis auf „Vor-

schriften, die dem Umweltschutz dienen“ einge-

schränkt hat. Dies entspricht auch der Braunbären-

Entscheidung des EuGH. Ein zweiter Verstoß gegen 

die Konvention, konkret gegen Art. 9 Abs. 3, liegt der 

MOP zufolge auch in der Beschränkung der Klage-

befugnis von Umweltverbänden in vielen sektoralen 

Gesetzen.  

EuGH-Urtei l  vom 15.  Oktober  2015,  

Rechtssache C-137/14,  Präklus ion  

19. In dem Urteil entschied der EuGH, dass die 

Präklusion (der Ausschluss) von Einwendungen tat-

sächlicher Art im gerichtlichen Verfahren unzulässig 

ist, weil sie in der UVP-Richtlinie 2011/92/EU und in 

der Richtlinie über Industrieemissionen 2010//75/EU 

nicht vorgesehen ist. Im öffentlichen Recht ist bislang 

ein Vorbringen vor Gericht „präkludiert“, wird also 

nicht mehr einbezogen, wenn es sich um Tatsachen 

handelt, die schon im behördlichen Genehmigungs-

verfahren hätten vorgebracht werden können, aber vom 

Einwender nicht vorgebracht wurden. Der Einwen-

dungsausschluss im Verwaltungsverfahren bleibt nach 

dem Urteil dagegen zulässig (SCHÜREN und 

KRAMER 2016; JOHLEN 2015; FELLENBERG 

2015). 

5 Der Gesetzentwurf 

20. Der SRU begrüßt den Gesetzentwurf. Hinter 

das Verbandsklagerecht, wie es in diesem ausgestaltet 

ist, sollte in keinem Fall zurückgegangen werden. An 

einigen Punkten sollten vielmehr Einschränkungen des 

Klagerechts entfallen, um den völker- und europarecht-

lichen Verpflichtungen gerecht zu werden. Der Gesetz-

entwurf weitet das Klagerecht für Verbände auf Pläne 

und Programme, andere als bereits in § 1 UmwRG ent-

haltene Verwaltungsentscheidungen und öffentlich-

rechtliche Verträge aus. Der UmwRG-E soll dazu die-

nen, die Verbandsklagemöglichkeit in Deutschland 

völker- und europarechtskonform auszugestalten.  

5.1 Fortbestehende Einschränkung 

der erweiterten Klagebefugnis 

21. Der UmwRG-E erweitert die Klagebefugnis 

von Umweltverbänden deutlich, was der SRU aus-

drücklich befürwortet. Die Erweiterung erfolgt, indem 

in § 1 S. 1 Nr. 4–6 UmwRG-E der Anwendungsbereich 

des Gesetzes im Grundsatz auf Pläne und Programme 

ausgedehnt wird. Damit werden die Aarhus-Konven-

tion, das EuGH-Urteil zum Slowakischen Braunbären 

sowie das BVerwG-Urteil zur Luftreinhalteplanung 

umgesetzt. 

Allerdings wird die Klagebefugnis dadurch ein-

geschränkt, dass es sich zum einen nur um solche Pläne 

und Programme handeln soll, bei denen eine Pflicht zur 

Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung be-

steht, soweit der Plan oder das Programm einen Rah-

men für eine spätere Zulassungsentscheidung setzt. 

Außerdem werden bestimmte Pläne und Programme 

ausdrücklich von der Klagebefugnis wieder ausgenom-

men bzw. bestehende Ausnahmen bestätigt (u. a. durch 

eine Änderung des Gesetzes über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG)). 

Diese geregelten Ausnahmen betreffen unter anderem: 

– Raumordnungspläne, die Flächen für Wind-

energienutzung oder für den Abbau von Roh-

stoffen ausweisen (durch die Änderung des § 16 

Abs. 4 UVPG, s. S. 8 der Bundesratsdruck-

sache 422/16), 

– die Bundesfachplanung nach § 15 Abs. 3 S. 2 

NABEG, 

– den Bundesfachplan Offshore nach § 17a Abs. 5 

S. 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und  

– die Verkehrswegeplanung auf Bundesebene 

(durch die Änderung des § 19b Abs. 2 UVPG, s. 

S. 8 der Bundesratsdrucksache 422/16). 

Damit werden wichtige umweltrelevante Pläne und 

Programme – weiterhin – systemwidrig aus der Klage-

befugnis der Verbände ausgenommen. Dies lässt sich 

weder inhaltlich rechtfertigen, noch wird diese Rege-

lung langfristig im Lichte der Aarhus-Konvention 

Bestand haben. Problematisch ist daran, dass durch den 

Ausschluss bestimmter Pläne die gerichtliche Entschei-

dung darüber, ob der Plan oder das Programm gegen 

Umweltrecht verstößt, nur auf später verschoben wird. 

Dies gilt für Raumordnungspläne, die Flächen für 

Windenergienutzung oder für den Abbau von Rohstof-

fen ausweisen, sowie die betroffenen Bundesfach-

planungen. Denn die Inzidentprüfung (Entscheidung 

im Rahmen der Prüfung des auf dem Plan basierenden 

Projekts) bedeutet in der Praxis, dass im Rahmen eines 
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Verfahrens gegen eine geplante Stromleitung oder ei-

nen Braunkohletagebau der zugrundeliegende Plan für 

unzulässig erklärt werden kann, womit eine große zeit-

liche Verzögerung bei Planungen einhergehen kann. 

Die Inzidentprüfung genügt zudem nicht den Rechts-

schutzvorgaben der Aarhus-Konvention. 

5.2 Einschränkung der Rügebefugnis 

22. Der SRU begrüßt die Streichung des Halb-

satzes „Rechtsvorschriften, die dem Umweltschutz die-

nen“ in § 2 Abs. 1 UmwRG-E. Diese Streichung erfolgt 

in Umsetzung des zu Art. 9 Abs. 2 der Aarhus-Konven-

tion gegen Deutschland ergangenen Beschlusses V/9h 

(Tz. 18). 

Allerdings bleibt der so geöffnete Anwendungsbereich 

der Verbandsklage dadurch eingeschränkt, dass in § 2 

Abs. 4 UmwRG geregelt ist, dass „der Verstoß Belange 

berührt, die zu den Zielen gehören, die die Vereinigung 

nach ihrer Satzung fördert.“ Dies hat zur Folge, dass die 

Rügebefugnis wiederum auf umweltbezogene Vor-

schriften beschränkt wird, weil nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 

UmwRG für eine Anerkennung als Umweltvereinigung 

erforderlich ist, dass die Vereinigung „vorwiegend die 

Ziele des Umweltschutzes fördert“. 

5.3 Präklusion 

23. Der UmwRG-E dient auch der Umsetzung des 

EuGH-Urteils in der Rechtssache C-137/14 zur Präklu-

sion vom 15. Oktober 2015 (s. Tz. 19). In dem neu ge-

fassten UmwRG und anderen Gesetzen sollen die bis-

herigen Bestimmungen zur materiellen Präklusion 

wegfallen. Allerdings wird in Anlehnung an das EuGH-

Urteil ein neuer § 5 eingefügt, nach dem Einwendun-

gen ausgeschlossen werden können, wenn das erst-

malige Vorbringen im Gerichtsverfahren „missbräuch-

lich oder unredlich“ ist. Auch wenn diese Formulierung 

dem EuGH-Urteil entnommen ist, ist sie zu unbe-

stimmt. Es handelt sich um eine überflüssige Ein-

schränkung des Verbandsklagerechts, da Verfahren in 

diesen Fällen bereits abgewiesen werden können. Des-

halb sollte auf die Formulierung verzichtet werden. 

5.4 Heilungsmöglichkeiten 

24. Der neue § 7 Abs. 5 UmwRG-E dehnt die Feh-

lerheilungsmöglichkeiten deutlich aus. Nach der neuen 

Regelung führt eine Verletzung materieller Rechtsvor-

schriften nunmehr auch in den Fällen nach § 1 Abs. 1 

S. 1 Nr. 1 bis 2b oder 5 nur dann zur Aufhebung der 

Entscheidung, wenn sie nicht durch Entscheidungs-

ergänzung oder ein ergänzendes Verfahren behoben 

werden kann. Auf diese Regelung sollte verzichtet wer-

den, weil sie die Heilungsmöglichkeiten auf gebundene 

Entscheidungen ausdehnt.  

5.5 Überleitungsvorschriften 

25. § 8 des neuen UmwRG-E sieht Überleitungs-

vorschriften vor. Dazu erklärt die Gesetzesbegründung 

(S. 44), dass „[d]er neue Absatz 2 […] eine Stichtags-

regelung für den zur Umsetzung von Artikel 9 Absatz 3 

der Aarhus-Konvention dienenden erweiterten Anwen-

dungsbereich des § 1 UmwRG-E um die neuen Num-

mern 4 bis 6 [enthält]. Im Übrigen bedarf es für den 

Anwendungsbereich des § 1 UmwRG keiner Über-

leitungsbestimmung, weil für die verbliebenen Fall-

konstellationen die Eröffnung von Rechtsbehelfen nach 

diesem Gesetz zeitgleich mit dem Inkrafttreten des je-

weiligen Fachrechts erfolgt ist bzw. erfolgen wird.“ 

Damit unterfallen lediglich Rechtsakte, die nach dem 

31. Dezember 2016 ergehen, dem neu gefassten Ge-

setz. Wünschenswert wäre demgegenüber, dass 

schnellstmöglich ein rechtskonformer Zustand herge-

stellt wird. 

6 Empfehlungen 

26. Seit Jahren diskutiert die deutsche Rechts-

wissenschaft über die europa- und völkerrechts-

konforme Ausgestaltung des Verbandsklagerechts. 

Diese Diskussion wurde seit den EuGH-Urteilen 

Trianel und Slowakischer Braunbär noch einmal ver-

tieft. Der SRU begrüßt den Entwurf des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes. Hinter das Verbandsklagerecht, 

wie es in diesem Entwurf ausgestaltet ist, sollte in kei-

nem Fall zurückgegangen werden. An einigen Punkten 

sollten Einschränkungen des Klagerechts entfallen, um 

den völker- und europarechtlichen Verpflichtungen ge-

recht zu werden. 

Darüber hinaus empfiehlt der SRU in das geltende 

deutsche Verwaltungsrecht eine altruistische Ver-

bandsklage in Form einer Interessentenklage für Um-

weltverbände aufzunehmen. Anders als bei der Popu-

larklage ist die Befürchtung von Missbrauchsmöglich-

keiten nicht begründet. 

Im Hinblick auf den Gesetzentwurf empfiehlt der SRU 

konkret: 

– Die Klagebefugnis sollte ausnahmslos auf alle um-

weltrelevanten Pläne und Programme ausgedehnt 

werden. Außerdem sollten die im Gesetzentwurf 

vorgesehenen Ausnahmen für Raumordnungs-

pläne, die Flächen für Windenergienutzung oder 

für den Abbau von Rohstoffen ausweisen, die 

Verkehrswegeplanung auf Bundesebene, die Bun-

desfachplanung nach dem NABEG und den 

Bundesfachplan Offshore gestrichen werden. 

– § 2 Abs. 4 UmwRG, dass „der Verstoß Belange 

berührt, die zu den Zielen gehören, die die Verei-

nigung nach ihrer Satzung fördert“, sollte gestri-

chen werden. 

– Der neu eingefügte § 5 UmwRG-E mit der Bestim-

mung, dass Einwendungen ausgeschlossen werden 

können, wenn das erstmalige Vorbringen im Ver-

fahren „missbräuchlich oder unredlich“ ist, sollte 

gestrichen werden. 

– Auf die neu geschaffenen Fehlerheilungsmöglich-

keiten des § 7 Abs. 5 UmwRG-E sollte verzichtet 

werden. 
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– Die neue Rechtslage sollte auch auf anhängige 

Verfahren Anwendung finden. Auf die Über-

leitungsvorschriften in § 8 UmwRG-E zu verzich-

ten, die bestimmen, dass erst Entscheidungen, die 

nach dem 31. Dezember 2016 ergehen, der neuen 

Rechtslage unterfallen, sollte daher verzichtet wer-

den. 
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